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Zürich

S-Bahn Die SBB wollen die Zür-
cher S-Bahn-Züge künftig beim
Güterbahnhof in Schaffhausen
warten. Das Areal wird schon
heute bahnbetrieblich genutzt.
Die SBBbezeichnenSchaffhausen
in einerMitteilungvongestern als
geeigneten Standort,weil dies der
Endpunkt vonmehreren Zürcher
S-Bahn-Linien sei.Unnötige Leer-
fahrten könnten so vermieden
werden. Die SBB benötigen we-
gen des Ausbaus der Zürcher
S-Bahn bis 2050 zwei neue Ser-
viceanlagen. Mögliche Standorte
in Eglisau, Feldbach (Hombrech-
tikon) und Bubikon legte der Re-
gierungsrat 2021 aufEis,nachdem
es indenGemeindenheftigenWi-
derstandgegebenhatte.Die zwei-
te Serviceanlage ist erst für 2050
geplant. Dafür stehen Standorte
im Kanton Zürich im Fokus. Be-
stehendeAnlagen für die S-Bahn
haben die SBB bereits in Ober-
winterthur und in Zürich. (far)

SBB bestimmen
Standort für
Serviceanlage

Postulat Die Bürgerlichen des
Kantons Zürich wollen keine
zweite Rad-WM erleben: Sie for-
dern, dass negative Begleit-
erscheinungen eines solchen
Grossanlasses für Gewerbe, Be-
völkerung und Blaulichtorgani-
sationen besser abgeklärtwerden
– und zwarvor einerKandidatur.

In einemPostulat,das amMitt-
woch publiziert wurde, fordern
SVP, FDP und Mitte den Regie-
rungsrat dazuauf,darzulegen,wie
Grossanlässe künftig «verträgli-
cher» organisiert werden könn-
ten. Am Herzen liegt den Bürger-
lichenvorallemdasGewerbe.Dass
diesesnicht zu sehrbeeinträchtigt
wird, soll nach Ansicht der Bür-
gerlichen ausschlaggebend fürei-
nen Grossanlasswie die Rad-WM
sein. Dazu brauche es eineAbwä-
gungvonVor-undNachteilen,be-
vor sich Zürich für einen solchen
Grossanlass bewerbe.

Auch die Dauer eines Events
soll eine Rolle spielen. Die Bür-
gerlichen sind der Ansicht, dass
die neunTage dauerndeRad-WM
vom September 2024 unverhält-
nismässig grosse Auswirkungen
hatte. Die Bevölkerung sei stark
und in nicht nachvollziehbarem
Ausmass in ihrer Bewegungs-
freiheit beschnitten worden.

Bis heute streitenmehrere Ge-
meindenmit demOrganisations-
komitee der Rad-WM um Geld.
Das OKhattemehreren Gemein-
den im Januarmitgeteilt, dass es
dieMehrkosten, die denGemein-
den wegen des Grossanlasses
entstanden sind, nicht überneh-
menwerde.

Bei den betroffenen Gemein-
den kam die Absage schlecht an.
Die Gemeinde Zumikon bei-
spielsweise schickte derRad-WM
eine Rechnung über 51’000 Fran-
ken. Da die Rennstrecke direkt
am Feuerwehrdepot vorbeiführ-
te und dieses nicht erreichbar
war, musste die Gemeinde eine
Pikett-Truppe organisieren, die
vor Ort blieb.

Erlenbach fordert eine Erstat-
tung in Höhe von ungefähr
25’000 Franken. Die Gemeinde
hatte Ausgaben für Informati-
onsmassnahmen und den Be-
trieb einer Hotline. Zudem war
das Gemeindehaus am Abstim-
mungssonntag nicht zugänglich,
sodass das Wahlbüro verscho-
ben werden musste. (SDA)

Zürcher Bürgerliche
wollen keine
zweite Rad-WM

DerAargauer Regierungsratwill
höhere Lärmgebühren für ver-
spätete Starts und Landungen
am Flughafen Zürich. Von den
Fluggesellschaften erwartet der
Regierungsrat, dass sie verspä-
tete Starts reduzieren und leise-
re Flugzeuge einsetzen. Die hö-
heren Gebühren sollen Anreize
dafür schaffen.

Er unterstützt ein entspre-
chendes Gesuch der Flughafen
Zürich AG. Der Aargau sei nach
dem Standortkanton Zürich der
am stärksten von den Abflügen

imAbend- undNachtbetrieb des
Flughafens Zürich betroffene
Kanton, schrieb der Regierungs-
rat in seiner Stellungnahme an
das Bundesamt für Zivilluftfahrt
und Luftfahrtentwicklung (Bazl).

Fluglärmwirke sich direkt auf
das Wohlbefinden der Bevölke-
rung aus, insbesondere in den
sensiblenTagesrandzeiten. Des-
halb sei die Verringerung der
nächtlichen Lärmbelastung für
die Aargauer Bevölkerung ein
zentrales Anliegen des Regie-
rungsrats.

Der Ersatz lauter Flugzeuge
durch modernere und leisere
Versionen sei in der Luftfahrt
eine derwenigenMöglichkeiten,
den Lärm an der Quelle zu be-
grenzen.

Zuschläge ab 23 Uhr höher
Die Flughafen Zürich AG bean-
tragte beim Bazl eine Erhöhung
der Lärmzuschläge für Starts
nach 23 Uhr sowie eine zusätz-
liche Gebührenstufe für Starts
ab 23.15 Uhr.Damit soll nachAn-
gaben des Flughafens einAnreiz

geschaffen werden, um im Ver-
spätungsfall möglichst rasch zu
starten. Auch die Landungen
zwischen 23.15 Uhr und 23.30
Uhr sollen teurer werden.

Der Aargauer Regierungsrat
zeigt sich auch einverstanden
damit, dass die Tageslärmge-
bühren für Flugzeuge der Lärm-
klasse I gesenkt werden sollen.
Die beantragte Gebührenreduk-
tion begünstige den Flugzeug-
typ A330, der zurzeit von der
Swiss auf einem Grossteil der
Interkontinental-Verbindungen

nach Nordamerika eingesetzt
werde.

Diese Reduktion solle bewir-
ken, dass die Swiss als Betreibe-
rin des Drehkreuzes (Hub-Carri-
er) nicht übermässig belastet
werde und die für den Dreh-
kreuz-betrieb relevanten Ver-
bindungen erhalten blieben.
Die Direktverbindungen über
den Flughafen Zürich seien auch
für den Wirtschaftsstandort
Aargau von grosser Bedeutung,
schrieb derRegierungsrat in sei-
ner Stellungnahme. (SDA)

Aargauwill höhere Lärmgebühren in der Nacht
Flughafen Zürich Der Aargauer Regierungsrat kämpft gegen verspätete Starts und Landungen.

Nina Fargahi

Wer eine gewerbliche Berufsleh-
re macht, kommt mit dem Fach
ABU in Kontakt: allgemeinbil-
dender Unterricht, mit 120 Lek-
tionen pro Lehrjahr, also drei
Lektionen proWoche. Zuständig
für die Regeln rund um dieses
Fach ist der Bund.

Heute besteht die Note der
Allgemeinbildung aus drei Tei-
len: einer schriftlichen Prüfung
vor Ort (Schlussprüfung), einer
selbstständigen Vertiefungsar-
beit zu Hause und dem Durch-
schnitt aller Zeugnisnoten aus
demUnterricht (Erfahrungsnote).

Neu soll die schriftliche Prü-
fung vor Ort abgeschafft wer-
den. Anstelle einer schriftlichen
Schlussprüfung verfassen die
Lernenden eine Schlussarbeit
und verteidigen diese in einer
mündlichen Prüfung.

Bisher ging es beimPrüfungs-
gespräch um die Inhalte der Ar-
beit und eine Reflexion der Erar-
beitung. Neben dem Bisherigen
soll das Prüfungsgespräch neu
mit dem Unterricht der vergan-
genen Jahre verknüpft werden.

«Schwächung der gesamten
Berufslehre»
Die Neuerung ist umstritten. Es
gibt viele Argumente dafür und
dagegen. Für Kritiker ist klar:
Ohne schriftliche Prüfung wür-
de die Allgemeinbildung ge-
schwächt, was automatisch zur
Schwächung der gesamten Be-
rufslehre führe. Zudem schreibe
Chat-GPT den Lernenden in Se-
kundenschnelle eine Arbeit zu
Hause – die mündliche Prüfung
danach sei nur noch eine Forma-
lität. Das sagt Konrad Kuoni,
Präsident des Zürcher Verbands
der Lehrkräfte in der Berufs-
bildung.Die Schlussprüfung fes-
tigewichtigeThemenwie Demo-
kratie, Menschenrechte oderAr-
beitsrecht noch einmal. «Ohne
sie verliert diesesWissen an Be-
deutung», so Kuoni.

Nach der nationalrätlichen
Bildungskommission empfiehlt
auchdie ständerätlicheBildungs-
kommission, die schriftliche
Schlussprüfung beizubehalten.
Als Alternative könnte sich die
Kommission vorstellen, «den
KantonendieWahl zwischen zwei
Prüfungsformen zu überlassen».

Ganz anders sieht es Georg
Berger, Direktor des Berufs-

bildungszentrums der Region
Olten. «Das mündliche Prü-
fungsgespräch dient als Validie-
rung der Vertiefungsarbeit und
zur Vertiefung des Wissens aus
dem Lehrplan.» Die Reform sei
in Zeiten der künstlichen Intel-
ligenz sehr sinnvoll,weil Lernen-
de hinsichtlich ihrer Kompeten-
zen geprüft würden. «Nur so
kann die Leistung zuverlässig
gemessen werden.» Kritisches
Denken, Argumentationsfähig-
keit und Eigenleistung könnten
so besser getestetwerden alsmit
einer rein schriftlichen Prüfung.

Verständnis fördern statt
Fachwissen abfragen
Berger verweist darauf, dass die
Neuerung von Bund, Kantonen
und Sozialpartnern sowie von
Lehrpersonen, Berufsfachschu-
len und Pädagogischen Hoch-
schulen erarbeitetwurde. «Mass-
gebend für die Entscheidewaren
Praxiserfahrungen und wissen-
schaftliche Daten der Pädagogi-
schen Hochschulen.»

Die Dachkonferenz aller Berufs-
fachschulen der Schweiz (Table
Ronde Berufsbildender Schulen)
befürwortet die neueAusgestal-
tung. Ebenso der Schweizerische
Verband für allgemeinbildenden
Unterricht (SVABU). Auch das
Staatssekretariat für Bildung,
Forschung und Innovation (SBFI)
sagt auf Anfrage: «Die Reform
stellt sicher, dass die berufliche
Grundbildung aktuellen und zu-
künftigen Anforderungen ge-
recht wird, ohne das Ansehen
oder den hohen Anspruch der
dualen Berufsbildung zu beein-
trächtigen.»

Dochwie sieht die inhaltliche
Veränderung beim Abschluss
der Allgemeinbildung aus? Die
bisherige schriftliche Schluss-
prüfung ist mehrheitlich auf
das Testen von Faktenwissen
angelegt. Die Bedeutung des
Faktenwissens nimmt in Zeiten
der künstlichen Intelligenz aller-
dings ab. So argumentieren
zumindest die Befürworter der
Reform. Das Gegenargument:

Die Lernenden brauchen All-
gemeinbildung, um überhaupt
wissen zu können, was Fakt ist
und was Behauptung.

Der Abschluss soll neu so ge-
staltet werden, dass die Lernen-
den ihre Kompetenzen noch ein-
mal beweisen können. Zu diesen
Kompetenzen gehören je nach
Berufsfeld zum Beispiel, Ver-
tragsverhandlungen zu führen,
Steuererklärungen auszufüllen,
Kaufverträge abzuschliessen,
vor grossen Gruppen aufzutre-
ten,mit Börsen umzugehen.Das
sind die Anforderungen in der
neuen Arbeitswelt.

Hitzige politische
Diskussionen
Trotzdem rebellieren Lehrkräf-
te dagegen.Vor allem imKanton
Zürich sind sie aufgebracht, wie
verschiedene Mails des Zürcher
Verbands der Lehrkräfte an die-
se Redaktion zeigen.Auch in Ge-
sprächenmit verschiedenenAk-
teuren zeigt sich: Hinter den Ku-
lissen brodelt es.

Schliesslich könnte ein weiterer
Grund für denWiderstand sein,
dass die geplante neue Ausge-
staltung für zahlreiche Lehr-
personen nicht klar genug ist.
«Viele wissen nicht, was die
Änderung genau bedeutet, und
wurden aufgeschreckt», sagt
Pascal Sigg, Leiter Fachbereich
Allgemeinbildung an der Gibb
BerufsfachschuleBern,dergröss-
ten Berufsschule der Schweiz.
So sei die Rede von der Ab-
schaffung der Schlussprüfung,
dabei werde diese nun in die
Schlussarbeit integriert und
mündlich durchgeführt. «Die
Allgemeinbildung in der Berufs-
lehrewürde so den heutigenAn-
forderungen in der Arbeitswelt
angepasst.»

Ob die Neuerung im Parla-
ment durchkommt, ist noch un-
klar. Die FDPmöchte demnächst
eine Motion einreichen mit der
Forderung, die schriftlichen Ab-
schlussprüfungen beizubehalten.
Die politischen Diskussionen
sind in vollem Gange.

Lehrabschluss ohne Prüfung:
Eine Reform sorgt für Streit
Allgemeinbildung Die schriftliche Schlussprüfung im Fach Allgemeinbildung soll für alle Berufsausbildungen
verschwinden. Ist das eine Schwächung oder eine Modernisierung der Lehre?

Wie sollen junge Menschen in der Berufsfachschule auf die Arbeitswelt vorbereitet werden? Darüber streiten die Experten. Foto: Sam Buchli
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